
 

 

 

Antrag 

auf Herstellung eines erstmaligen oder zusätzlichen Grundstücksanschlusses gemäß der 

Abwassersatzung der Gemeinde Gersheim vom 24.11.1992 in der zurzeit geltenden Fassung 

 

1. Antragsteller / Grundstückseigentümer 

Name: 
 

Vorname: 

Straße, Haus-Nr. 
 

PLZ, Wohnort: 

Telefon/Mobil: 
 

E-Mail: 

 

2. Grundstück, für das der Anschluss beantragt wird 

Flurnummer: 
 

Ort: 

Straße, Haus-Nr. 
 

Anschlussstelle an die öffentliche Kanalisation: 

Gewünschter Ausführungszeitraum: 
 

 

 

3. Angaben zur Nutzung  

☐ Einfamilienhaus,  

 ☐ Mehrfamilienhaus, Anzahl der Wohnungen:   

 ☐ Gewerbe (Art des Gewerbes): …………………………………………………………….  

 ☐ Sonstige:………………………………………………………………………………………… 

Die jährliche voraussichtliche Schmutzwassermenge nach DIN 4261, Teil 1, beträgt ca……….  cbm. 

Besondere Schadstoffe werden / nicht / eingeleitet.  

evtl. Angabe der Schadstoffe:  ………………………………………………..…………………………………………… 

 

4. Antragsgegenstand  

Für das vorstehende Grundstück wird folgende Leistung beantragt:  

☐   die Herstellung eines Grundstücksanschlusses (Anschluss- bzw. Verbindungskanal) an die       
       öffentliche Entwässerungsanlage (erstmaliger Grundstücksanschluss)  

☐   die Herstellung eines zusätzlichen Grundstücksanschlusses (Anschluss- bzw.  Verbindungskanal) 
an  
      die öffentliche Entwässerungsanlage (zusätzlicher Grundstücksanschluss) 
      
Für die Einleitung von:   ☐   Mischwasser                ☐   Schmutzwasser                 ☐  Niederschlagwasser 
 

5. Kosten 

Gemäß § 15 der Abwassersatzung in der derzeit gültigen Fassung trägt der Antragsteller die im 

Zusammenhang mit dem Anschluss des Grundstücks an die öffentliche Abwasseranlage entstehenden 

Kosten in der in der vorgenannten Satzung festgelegten Höhe. Diese werden als öffentliche Abgabe im 

Sinne des § 10 des Kommunalabgabengesetzes erhoben. 

 

Gemeinde Gersheim - Kanalwerk 

Bliesstraße 19A 

66453 Gersheim 

 

Telefon:   06843 801-401 

E-Mail:     whomberg@gersheim.de 

Internet:  www.gersheim.de 

 

  

 

mailto:whomberg@gersheim.de


6. Unterlagen, die dem Antrag beizufügen sind (Papierform oder digital per Mail): 

1) Lageplan mit Eintragung des geplanten Grundstücksanschlusses sowie der 

Grundstücksentwässerungsanlage (maßstabsgerecht) 

2) Bedarfsermittlung Einleitmenge bei Mehrfamilienhäusern und Gewerbegrundstücken 

Hinweis: Es können nur vollständig eingereichte Antragsunterlagen bearbeitet werden!  

 

7. Datenschutzhinweis 

Daten aus diesem Antrag werden beim Gemeinde Gersheim zum Zwecke der Datenverarbeitung 

gespeichert und nicht an unbefugte Dritte weitergegeben. Eine Kopie der Antragsunterlagen erhält 

das mit der Erstellung des Hausanschlusses beauftragte Bauunternehmen.  

                 *Diese Angaben sind freiwillig. Soweit diese erteilt werden, wird das Einverständnis zur Datenverarbeitung vorausgesetzt.  

 

 

 

                               Ort, Datum                                                            Unterschrift Grundstückseigentümer 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Merkblatt für Bauherren 
 

1 Kanalhausanschluss 
 
1.1 Rechtsgrundlagen 
 

Die maßgebenden Vorschriften über die Herstellung des Kanalhausanschlusses und die Benutzung der 
Abwasseranlage enthält die Satzung über die Entwässerung der Grundstücke, den Anschluss an die öffentliche 
Abwasseranlage und deren Benutzung (Abwassersatzung) vom 24.11.1992 in der jeweils geltenden Fassung. 

 
1.2 Antrag auf Herstellung des Kanalhausanschlusses 
 

Bei der Gemeindeverwaltung (Abt. IV, Zimmer 12) ist der Antrag auf Herstellung des Kanalhausanschlusses 
möglichst frühzeitig, spätestens jedoch 4 Wochen vor Baubeginn zu stellen. 

 
1.3 Vorzulegende Unterlagen 
 

Bei der Antragsstellung sind ein Lageplan des Grundstückes und eine Kopie des Bauplanes (Keller oder 
Erdgeschoß), aus dem die vorgesehene Abwasserleitung auf dem Grundstück und der Standort der 
Hauskläranlage ersichtlich sein müssen (Entwässerungsplan), vorzulegen. 
 
Reicht das natürliche Gefälle zur Abwasserleitung nicht aus, sind die Hauptwasserleitungen evtl. unter der 
Kellergeschossdecke zu verlegen. Notfalls muss eine Pumpe zur Hebung des Abwassers aus dem Kellergeschoss 
eingebaut werden. Die damit verbundenen Folgekosten sollte jeder Bauherr möglichst vermeiden, weshalb die 
Prüfung dieser Frage besonders wichtig ist. 
 
Bei der Prüfung ist Ihnen das Gemeindebauamt gerne behilflich. Die Abwasseranlagen auf das Gemeindestück 
bedürfen der Genehmigung der Gemeinde (Gemeindebauamt). 
 

2 Grundstücksanschluss 
 
2.1 Allgemeines, Kostentragung 
 

Die Anschlussleitung vom Hauptsammler (Straßenkanal) bis hinter die öffentliche Verkehrsfläche (Fahrbahn oder 
Gehwegrand am anzuschließenden Grundstück) wird im Auftrag der Gemeinde (Kanalwerk) durch ein 
fachkundiges Unternehmen (Jahresvertrag Kanal) hergestellt. 
 
Der Auftrag wird durch die Gemeinde (Kanalwerk) erteilt. 
 
Die Lage, Führung und lichte Weite der Anschlussleitung wird von der Gemeinde (Abteilung IV) festgelegt. 
Begründete Wünsche des Anschlussnehmers werden dabei berücksichtigt. 
 
Besonders wichtig sind die Höhenstellung des geplanten Gebäudes und die Prüfung des vorhandenen natürlichen 
Gefälles zum Hauptsammler (Straßenkanal). 
 
Die Kosten des gesamten Grundstücksanschlusses sind vom Anschlussnehmer zu tragen. 
 

 
3 Abwasseranlage auf dem Grundstück 
 

Auf dem anzuschließenden Grundstück ist die Abwasseranlage nach den anerkannten Regeln der 
Abwassertechnik sachkundig zu erstellen. 
 
Alle Abwasserleitungen auf dem Grundstück dürfen erst dann überdeckt werden, wenn das Gemeindebauamt eine 
Abnahme durchgeführt hat. Deshalb werden die Anschlussnehmer gebeten, diese Abnahme rechtzeitig zu 
beantragen. 
 
Einläufer, Sinkkästen, Ausgüsse usw., die tiefer als die vorgesehene oder vorhandene Rückstauebene liegen oder 
sonst wie durch Rückstau gefährdet sind, müssen durch Absperrvorrichtungen durch den Antragsteller gegen 
Rückstau gesichert werden (DIN 1986). Jede Absperrvorrichtung muss aus einem handbedienten und einem davon 
unabhängigen selbständig wirkenden Verschluss bestehen (DIN 1997). Bei Nichtbeachtung können 
Grundstückseigentümer oder Betroffene keine Ersatzansprüche gegen die Gemeinde für Schäden, die durch 
Rückstau entstehen, herleiten. 


